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I. N
ebenkosten bei  K

aufverträgen

1. 
G

runderw
erbsteuer vom

 W
ert der Gegenleistung  ............................................ 3,5 %

 

(Erm
äßigung oder Befreiung in Sonderfällen m

öglich)

2. G
rundbuchseintragungsgebühr(Eigentum

srecht)  ........................................... 1,1 %

3. Kosten der Vertragserrichtung und grundbücherlichen D
urchführung nach Vereinba-

rung im
 Rahm

en der Tarifordnung des jew
eiligen Urkundenerrichters sow

ie Bar auslagen für 

Beglaubigungen und Stem
pelgebühren

4. Kosten der M
itteilung und Selbstberechnung der Im

m
obilienertragsteuer durch 

den Parteienvertreter nach Vereinbarung im
 Rahm

en der Tarifordnung des jew
eiligen 

Urkundenerrichters

5. Verfahrenskosten und Verw
altungsabgaben für G

rundverkehrsverfahren (länderw
eise 

unterschiedlich)

6. Förderungsdarlehen bei W
ohnungseigen tum

sobjekten und Eigenheim
en – Ü

ber-

nahm
e durch den Erw

erber:

 
N

eben der laufenden Tilgungsrate außerordentliche Tilgung bis zu 50 %
 des aushaftenden 

Kapitals bzw
. Verkürzung der Laufzeit m

öglich. Der Erw
erber hat keinen Rechtsanspruch auf 

Übernahm
e eines Förderungsdarlehens.

7. A
llfällige A

nliegerleistungen

 
laut Vorschreibung der Gem

einde (Aufschließungskosten und Kosten der Baureifm
achung des 

Grundstückes) sow
ie Anschlussgebühren und -kosten (Strom

, Gas, W
asser, Kanal, Telefon etc.)

8. Verm
ittlungsprovision (gesetzlich vorgesehene Höchstprovision)

A
) bei Kauf, Verkauf oder Tausch von

 
•

Liegenschaften oder Liegenschafts anteilen

 
•

Liegenschaftsanteilen, an denen W
ohnungs eigentum

 besteht oder 

 vereinbarungsgem
äß begründet w

ird

 
•

U
nternehm

en aller Art

 
•

Abgeltungen für Superädifikate auf  einem
 Grundstück

bei einem
 W

ert

 
•

bis EUR 36.336,42  ............................................................................................. je 4 %

 
•

von EUR 36.336,43 bis EUR 48.448,50 ............................................... EU
R 1.453,46 * 

ab EUR 48.448,51  .............................................................................................. je 3 %

 
•

von beiden Auftraggebern (Verkäufer und Käufer)  ........... jew
eils zzgl. 20 %

 U
St.

* Schw
ellenw

ertregelung gem
. § 12 Abs. 4 Im

m
obilienm

aklerVO

Trotz größter Sorgfalt bei der Erstellung dieser Inform
ation kann der Ö

VI keine w
ie im

m
er geartete H

aftung 
für die inhaltliche Richtigkeit übernehm

en.
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Ab 1. 12. 2012 ist dem
 Käufer der Energieausw

eis oder eine vollständige Kopie des Energieaus-

w
eises spätestens 14 Tage nach Vertragsabschluss auszuhändigen. Sollte dies nicht erfolgen, hat 

der Käufer das Recht, nach erfolgloser Aufforderung an den Verkäufer entw
eder selbst einen 

Energieausw
eis zu beauftragen und die angem

essenen Kosten binnen 3 Jahren gerichtlich gel-

tend zu m
achen, oder direkt die Aushändigung eines Energieausw

eises einzuklagen.

Der Verkäufer hat die W
ahl, entw

eder einen Energieausw
eis über die Gesam

tenergieeffizienz 

des N
utzungsobjekts oder die Gesam

tenergieeffizienz eines vergleichbaren N
utzungsobjekts im

 

selben Gebäude oder die G
esam

tenergieeffizienz des gesam
ten G

ebäudes auszuhändigen. 

Für Einfam
ilienhäuser kann die Vorlage- und Aushändigungspflicht auch durch einen Energieaus-

w
eis eines vergleichbaren Gebäudes erfüllt w

erden. Diese Vergleichbarkeit m
uss der Energieaus-

w
eisersteller aber bestätigen.

Der Energieausw
eis ist nach den jew

eiligen landesrechtlichen Vorschriften zu erstellen und soll 

eine vergleichbare Inform
ation über den energetischen „N

orm
verbrauch“ eines O

bjekts ver-

schaffen. Die Berechnung der Energiekennzahlen basiert auf nutzungsunabhängigen Kenngrö-

ßen bei vordefinierten Rahm
enbedingungen, w

eshalb bei tatsächlicher N
utzung erhebliche Ab-

w
eichungen auftreten können.

W
ird kein Energieausw

eis vorgelegt, gilt gem
. § 5 EAVG zum

indest eine dem
 Alter und Art des 

Gebäudes entsprechende Gesam
tenergieeffizienz als vereinbart.

Keine Vorlagepflicht eines Energieausw
eises besteht bis 1. 12. 2012 für jene Gebäude oder N

ut-

zungsobjekte, für die auch nach den jew
eils anw

endbaren baurechtlichen Vorschriften der Bun-

desländer kein Energieausw
eis erstellt w

erden m
uss. Ab 1. 12. 2012 gilt österreichw

eit ein ein-

heitlicher Ausnahm
ekatalog. Denkm

algeschützte O
bjekte sind dann z. B. nicht m

ehr von der Vor-

lagepflicht ausgenom
m

en.

Ebenfalls ab Inkrafttreten des neuen EAVG 2012 am
 1. 12. 2012 sind Verw

altungsstrafbestim
m

un-

gen zu beachten. Sow
ohl der Verkäufer als auch der Im

m
obilienm

akler, der es unterlässt, die 

Kennw
erte HW

B und fGEE im
 Inserat anzugeben, ist m

it einer Geldstrafe von bis zu EUR 1.450,– 

zu bestrafen. Der M
akler ist dann entschuldigt, w

enn er den Verkäufer über die Inform
ations-

pfllichten aufgeklärt hat und ihn zur Bekanntgabe der beiden W
erte bzw

. zur Einholung eines 

Energieausw
eises aufgefordert hat, der Verkäufer dies aber abgelehnt hat. Der Verkäufer ist des 

w
eiteren m

it einer Verw
altungsstrafe bis zu EUR 1.450,– konfrontiert, w

enn er die Vorlage und/

oder Aushändigung des Energieausw
eises unterlässt.

B
) bei O

ptionen

 
•

50 %
 der Provision gem

. Punkt 8. A
, w

elche im
 Fall des  Kaufes durch den O

ptions-

berechtigten angerechnet w
erden.

II. N
ebenkosten bei H

ypothekardarlehen

1. 
G

rundbuchseintragungsgebühr  ........................................................................ 1,2 %

2. A
llgem

eine Rangordnung  

für die Verpfändung  ................................................................................................. 0,6 %

3. Kosten der Errichtung der Schuldurkunde nach dem
 Tarif des jew

eiligen 

Urkunden errichters

4. B
arauslagen für Beglaubigungen und  Stem

pelgebühren laut Tarif

5. Kosten der allfälligen Schätzung laut Sachverständigentarif

6. Verm
ittlungsprovision: Darf den Betrag von 2 %

 der Darlehenssum
m

e nicht übersteigen, 

sofern die Verm
ittlung im

 Zusam
m

enhang m
it einer Verm

ittlung gem
äß § 15 Abs. 1 IM

VO
 

steht. Besteht kein solcher Zusam
m

enhang, so darf die Provision oder sonstige Vergütung 5 %
 

der Darlehenssum
m

e nicht übersteigen.

III. Energieausw
eis

Das Energieausw
eis-Vorlage-Gesetz (EAVG)schreibt vor, dass bei Verkauf eines Gebäudes oder 

eines N
utzungsobjektes der Verkäufer dem

 Käufer rechtzeitig vor Abgabe der Vertragserklärung 

einen zu diesem
 Zeitpunkt höchstens zehn Jahre alten Energieausw

eis vorzulegen und ihm
 die-

sen, w
enn der Vertrag abgeschlossen w

ird, auszuhändigen hat.

Ab 1. 12. 2012 (Inkrafttreten des EAVG 2012) m
üssen bei Anzeigen in Druckw

erken und elektroni-

schen M
edien der Heizw

ärm
ebedarf (HW

B) und der Gesam
tenergieeffizienzfaktor (fGEE) ange-

geben w
erden. Diese Verpflichtung trifft sow

ohl den Verkäufer als auch für den von ihm
 beauf-

tragten Im
m

oblienm
akler.
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3. 
das im

 M
aklervertrag bezeichnete Geschäft nicht m

it dem
 Auftraggeber, sondern m

it einer 

anderen Person zustande kom
m

t, w
eil der Auftraggeber dieser die ihm

 vom
 M

akler bekannt 

gegebene M
öglichkeit zum

 Abschluss m
itgeteilt hat oder das Geschäft nicht m

it dem
 verm

it-

telten Dritten, sondern m
it einer anderen Person zustande kom

m
t, w

eil der verm
ittelte Dritte 

dieser die Geschäftsgelegenheit bekannt gegeben hat, oder

4. 
das Geschäft nicht m

it dem
 verm

ittelten D
ritten zustande kom

m
t, w

eil ein gesetzliches oder 

ein vertragliches Vorkaufs-, W
iederkaufs- oder Eintrittsrecht ausgeübt w

ird.

(2) Eine solche Leistung kann bei einem
 Alleinverm

ittlungsauftrag w
eiters für den Fall verein-

bart w
erden, dass

1. 
der Alleinverm

ittlungsauftrag vom
 Auftraggeber vertragsw

idrig ohne w
ichtigen Grund vorzei-

tig aufgelöst w
ird;

2. 
das Geschäft w

ährend der Dauer des Alleinverm
ittlungsauftrags vertragsw

idrig durch die Ver-

m
ittlung eines anderen vom

 Auftraggeber beauftragten M
aklers zustande gekom

m
en ist, 

oder

3. 
das Geschäft w

ährend der Dauer des Alleinverm
ittlungsauftrags auf andere Art als durch die 

Verm
ittlung eines anderen vom

 Auftraggeber beauftragten M
aklers zustande gekom

m
en ist.

(3) Leistungen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelten als Vergütungsbetrag im
 Sinn des § 1336 ABGB.

Eine Vereinbarung nach § 15 M
aklerG

 ist bei M
aklerverträgen m

it Verbrauchern schrift-

lich zu treffen.

V. Konsum
enten schutz bestim

m
ungen

§ 30 b KSchG
 (1) Der Im

m
obilienm

akler hat vor Abschluss des M
aklervertrags dem

 Auftragge-

ber, der Verbraucher ist, m
it der Sorgfalt eines ordentlichen Im

m
obilienm

aklers eine schriftliche 

Ü
bersicht zu geben, aus der hervorgeht, dass er als M

akler einschreitet, und die säm
tliche dem

 

Verbraucher durch den Abschluss des zu verm
ittelnden Geschäfts voraussichtlich erw

achsenden 

Kosten, einschließlich der Verm
ittlungsprovision ausw

eist. Die Höhe der Verm
ittlungsprovision ist 

gesondert anzuführen; auf ein allfälliges w
irtschaftliches oder fam

iliäres N
aheverhältnis im

 Sinn 

des § 6 Abs. 4 dritter Satz M
aklerG ist hinzuw

eisen. W
enn der Im

m
obilienm

akler kraft Geschäfts-

gebrauchs als Doppelm
akler tätig sein kann, hat diese Übersicht auch einen Hinw

eis darauf zu 

enthalten. Bei erheblicher Änderung der Verhältnisse hat der Im
m

obilienm
akler die Übersicht 

entsprechend richtig zu stellen. Erfüllt der M
akler diese Pflichten nicht spätestens vor Vertragser-

klärung des Auftraggebers zum
 verm

ittelten Geschäft, so gilt § 3 Abs. 4 M
aklerG.

(2) Der Im
m

obilienm
akler hat dem

 Auftraggeber die nach § 3 Abs. 3 M
aklerG erforderlichen 

N
achrichten schriftlich m

itzuteilen. Zu diesen zählen jedenfalls auch säm
tliche Um

stände, die für 

die Beurteilung des zu verm
ittelnden Geschäfts w

esentlich sind.

IV. G
rundlagen der M

aklerprovision

§ 6 A
bs. 1, 3 und 4; § 7 A

bs. 1; §§ 10 und 15 M
aklergesetz

§ 6 (1) Der Auftraggeber ist zur Zahlung einer Provision für den Fall verpflichtet, dass das zu ver-

m
ittelnde Geschäft durch die vertragsgem

äße verdienstliche Tätigkeit des M
aklers m

it einem
 

Dritten zustande kom
m

t.

(3) Der M
akler hat auch dann Anspruch auf Provision, w

enn auf Grund seiner Tätigkeit zw
ar nicht 

das vertragsgem
äß zu verm

ittelnde Geschäft, w
ohl aber ein diesem

 nach seinem
 Zw

eck w
irt-

schaftlich gleichw
ertiges Geschäft zustande kom

m
t.

(4) Dem
 M

akler steht keine Provision zu, w
enn er selbst Vertragspartner des Geschäfts w

ird. 

Dies gilt auch, w
enn das m

it dem
 Dritten geschlossene Geschäft w

irtschaftlich einem
 Abschluss 

durch den M
akler selbst gleichkom

m
t. Bei einem

 sonstigen fam
iliären oder w

irtschaftlichen 

N
ahe verhältnis zw

ischen dem
 M

akler und dem
 verm

ittelten Dritten, das die W
ahrung der Inte-

ressen des Auftraggebers beeinträchtigen könnte, hat der M
akler nur dann einen Anspruch auf 

Provision, w
enn er den Auftraggeber unverzüglich auf dieses N

aheverhältnis hinw
eist.

§ 7 (1) Der Anspruch auf Provision entsteht m
it der Rechtsw

irksam
keit des verm

ittelten Ge-

schäfts. Der M
akler hat keinen Anspruch auf einen Vorschuss.

§ 10 Der Provisionsanspruch und der Anspruch auf den Ersatz zusätzlicher Aufw
endungen w

er-

den m
it ihrer Entstehung fällig.

Besondere Provisionsvereinbarungen

§ 15 (1) Eine Vereinbarung, w
onach der Auftraggeber, etw

a als Entschädigung oder Ersatz für 

Aufw
endungen und M

ühew
altung, auch ohne einen dem

 M
akler zurechenbaren Verm

ittlungser-

folg einen Betrag zu leisten hat, ist nur bis zur Höhe der vereinbarten oder ortsüblichen Provision 

und nur für den Fall zulässig, dass

1. 
das im

 M
aklervertrag bezeichnete Geschäft w

ider Treu und Glauben nur deshalb nicht zu-

stande kom
m

t, w
eil der Auftraggeber entgegen dem

 bisherigen Verhandlungsverlauf einen 

für das Zustandekom
m

en des Geschäftes erforderlichen Rechtsakt ohne beachtensw
erten 

Grund unterlässt;

2. 
m

it dem
 vom

 M
akler verm

ittelten Dritten ein anderes als ein zw
eckgleichw

ertiges Geschäft 

zustande kom
m

t, sofern die Verm
ittlung des Geschäfts in den Tätigkeitsbereich des M

aklers 

fällt;
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•

3,5 %
 vom

 Veräußerungserlös bzw
.

 
•

15 %
 vom

 Veräußerungserlös, w
enn seit dem

 1. 1. 1988 eine Um
w

idm
ung stattgefunden hat

Über Antrag ist es in jedem
 Fall m

öglich, den Spekulationsgew
inn zu errechnen und diesen m

it 

25%
 zu versteuern oder aber auch m

it dem
 Einkom

m
ensteuertarif zu veranlagen.

2. B
efreiung von der Im

m
obilienertragsteuer 

A
) H

auptw
ohnsitzbefreiung

W
enn

 
•

eine Im
m

obilie ab der Anschaffung m
indestens zw

ei Jahre durchgehend bis zur Veräußerung 

als Hauptw
ohnsitz gedient hat oder

 
•

5 Jahre durchgehender Hauptw
ohnsitz in den letzten 10 Jahren vor Veräußerung gegeben ist,

fällt keine Im
m

obilienertragsteuer an.

B
) Selbst erstellte G

ebäude

Eine solche Steuerbefreiung ist auch für selbst erstellte G
ebäude (Veräußerer hat die Bauher-

reneigenschaft) gegeben: Diese Gebäude dürfen aber in den letzten 10 Jahren vor Veräußerung 

nicht zur Erzielung von Einkünften aus Verm
ietung und Verpachtung verw

endet w
orden sein.

 C) W
eitere A

usnahm
en

W
eitere Ausnahm

en sind für Tauschvorgänge im
 Rahm

en eines Zusam
m

enlegungs- oder Flurbe-

reinigungsverfahrens vorgesehen sow
ie für A

nrechnung von G
runderw

erbsteuern und Stif-

tungseingangssteuern sow
ie Erbschafts- &

 Schenkungssteuern der letzten 3 Jahre vor Veräuße-

rung auf die Spekulationssteuer.

Die Erklärung der Steuer bzw
. M

eldung hat durch Selbstberechnung der Parteienvertreter 

über finanz-online zu erfolgen und ist bis 15. des zw
eitfolgenden M

onats durchzuführen.

3.  B
esondere Einkünfte aus Verm

ietung und Verpachtung

W
urden innerhalb von 15 Jahren vor der Veräußerung eines Gebäudes H

erstellungsaufw
en-

dungen (Verbesserungen) gem
äß § 28 Abs. 3 EStG 1988 auf 10 bzw

. 15 Jahre oder in den Jahren 

1997 bis 1999 verteilt abgeschrieben oder gegen steuerfreie Rücklagen verrechnet, so hat der 

Veräußerer die Differenz zw
ischen dieser erhöhten Abschreibung und der rechnerischen »N

or-

m
al-AfA« für Herstellungsaufw

and als »besondere Einkünfte aus Verm
ietung« nachzuversteuern. 

W
enn seit dem

 ersten Jahr, für das die Herstellungsaufw
endungen in Zehntel- und Fünfzehntel-

beträgen abgesetzt w
urden, m

indestens sechs w
eitere Jahre verstrichen sind, sind über Antrag 

diese »besonderen Einkünfte«, beginnend m
it dem

 Veranlagungsjahr, dem
 der Vorgang zuzu-

rechnen ist, gleichm
äßig verteilt auf drei Jahre anzusetzen.

A
N

M
ERKU

N
G

: A
ufgrund des bestehenden G

eschäftsgebrauchs können Im
m

obilienm
ak-

ler auch ohne ausdrückliche Einw
illigung des A

uftraggebers als D
oppelm

akler tätig 

sein. W
ird der Im

m
obilienm

akler auftragsgem
äß nur für eine Partei des zu verm

ittelnden Ge-

schäfts tätig, hat er dies dem
 Dritten m

itzuteilen.

VI. Steuerliche A
usw

irkungen bei Veräuß
erung

1. Veräuß
erungs- und Spekulationsgew

inn

Gew
inne aus der Veräußerung privater Liegenschaften w

erden ab 1. 4. 2012 unbefristet besteu-

ert. Bei Im
m

obilien, die nach dem
 31. 3. 2012 veräußert w

erden, ist hinsichtlich der Besteue-

rung zw
ischen „steuerverfangenen Im

m
obilien“, die ab dem

 1. 4. 2002 (bzw
. 1. 4. 1997) ent-

geltlich angeschafft w
urden, und „Altfällen“ zu unterscheiden.

„Steuerverfangene Im
m

obilien“: 25 %
 Steuer auf Veräußerungsgew

inn

Im
 Regelfall unterliegen Im

m
obilien, die ab dem

 1. 4. 2002 angeschafft w
urden (bzw

. ab dem
 

1. 4. 1997, falls eine Teilabsetzung für Herstellungsaufw
endungen in Anspruch genom

m
en 

w
urde) einer einheitlichen Im

m
obilienertragsteuer in Höhe von 25 %

 des Veräußerungsge-

w
inns, der Differenz zw

ischen Anschaffungskosten und Verkaufspreis. Steuerm
indernd w

irken 

sich Instandsetzungs- und nachträgliche Herstellungsm
aßnahm

en aus. Geltend gem
achte Ab-

setzbeträge von Anschaffungs- und Herstellungskosten einschließlich jener AfA
, w

elche bei der 

Berechnung der besonderen Einkünfte (Details siehe unten) abgezogen w
orden ist, sow

ie offene 

Teilabsetzbeträge für Instandsetzungsaufw
endungen m

üssen hinzugerechnet w
erden.

Ab einer Behaltedauer von 10 Jahren kann eine Inflationsabgeltung in Höhe von 2 %
 pro Jahr, 

insgesam
t gedeckelt m

it 50 %
, geltend gem

acht w
erden, d. h. ab dem

 35. Jahr w
ird der Spekula-

tionsgew
inn m

it 12,5 %
 besteuert.

H
IN

W
EIS: Vor allem

 bei verm
ieteten Im

m
obilien kann die Erm

ittlung des Veräußerungsgew
inns 

im
 Regelfall nur im

 Zusam
m

enw
irken m

it dem
 Steuerberater und Im

m
obilienverw

alter des Ver-

käufers erm
ittelt w

erden. Die M
eldung und Abfuhr der Im

m
obilienertragsteuer hat durch den 

Parteienvertreter (Vertragserrichter) spätestens am
 15. Tag des auf den Kalenderm

onat des Zu-

flusses zw
eitfolgenden Kalenderm

onats zu erfolgen.

„A
ltfälle“: 3,5 %

 bzw
. 15 %

 Steuer auf gesam
ten Kaufpreis

Bei einem
 letzten entgeltlichen Erw

erb vor dem
 1. 4. 2002 (bzw

. im
 Falle von geltend ge-

m
achten Teilabsetzungen gem

. § 28 A
bs. 3 EStG

 1. 4. 1997) w
ird pauschal der Veräuße-

rungserlös (tatsächlicher erzielter Kaufpreis) besteuert.
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zu diesem
 späteren Zeitpunkt. Das Rücktrittsrecht erlischt jedenfalls spätestens einen M

onat 

nach dem
 Tag der erstm

aligen Besichtigung.

Die Vereinbarung eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Rücktrittsfrist 

nach § 30 a KSchG ist unw
irksam

.

2.  R
ücktrittsrecht bei »H

austürgeschäften« nach § 3 K
SchG

Ein A
uftraggeber (Kunde), der Verbraucher (§ 1 KSchG) ist und seine Vertragserklärung

 
•

w
eder in den Geschäftsräum

en des Im
m

obilienm
aklers abgegeben,

 
•

noch die Geschäftsverbindung zur Schließung des Vertrages m
it dem

 Im
m

obilienm
akler 

selbst angebahnt hat, kann bis zum
 Zustandekom

m
en des Vertrages oder danach binnen ei-

ner W
oche schriftlich seinen Rücktritt erklären.

Die Frist beginnt erst zu laufen, w
enn dem

 Verbraucher eine »Urkunde« ausgefolgt w
urde, die 

N
am

en und Anschrift des Unternehm
ers, die zur Identifizierung des Vertrages notw

endigen An-

gaben und eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält.

Bei fehlender oder fehlerhafter Belehrung über das Rücktrittsrecht steht dem
 Konsum

enten die-

ses ohne eine Befristung zu.

A
N

M
ERKU

N
G

: N
im

m
t der Verbraucher z. B. aufgrund eines Inserates des Im

m
obilienm

aklers m
it 

diesem
 Verbindung auf, so hat der Verbraucher selbst angebahnt und daher – gleichgültig, w

o der 

Vertrag geschlossen w
urde – kein Rücktrittsrecht gem

äß § 3 KSchG.

3.  D
as R

ücktrittsrecht bei N
ichteintritt m

aß
geblicher  

U
m

stände (§ 3 a K
SchG

)

D
er Verbraucher kann von seinem

 Vertragsantrag oder vom
 Vertrag schriftlich zurück-

treten, w
enn

 
•

ohne seine Veranlassung,

 
•

m
aßgebliche Um

stände,

 
•

die vom
 Unternehm

er als w
ahrscheinlich dargestellt w

urden,

 
•

nicht oder in erheblich geringerem
 Ausm

aß eingetreten sind.

M
aßgebliche U

m
stände sind

 
•

die erforderliche M
itw

irkung oder Zustim
m

ung eines Dritten,

 
•

steuerrechtliche Vorteile,

 
•

eine öffentliche Förderung oder die Aussicht auf einen Kredit.

Die Rücktrittsfrist beträgt eine W
oche ab Erkennbarkeit des N

ichteintritts für den Verbraucher, 

w
enn er über dieses Rücktrittsrecht schriftlich belehrt w

urde. Das Rücktrittsrecht endet aber je-

denfalls einen M
onat nach beidseitiger vollständiger Vertragserfüllung.

4.  Verlust der Zehntel- bzw
. Fünfzehntelabsetzung

W
enn der Verkäufer für Instandsetzungs- und Herstellungsaufw

endungen einen Antrag auf Ab-

setzung in Teilbeträgen gem
äß § 28 Abs. 2, 3 und 4 EStG 1988 (Zehntel- bzw

. Fünfzehntelabset-

zung) gestellt hat, geht das Recht der Absetzung der im
 Zeitpunkt des Verkaufes noch nicht gel-

tend gem
achten Zehntel- bzw

. Fünfzehntelbeträge für den Verkäufer und den Käufer verloren.

5. Vorsteuerberichtigung und U
m

satzsteuer

Vorsteuerbeträge, resultierend aus Anschaffungs- und Herstellungsaufw
endungen, sow

ie aus 

Großreparaturen, sind bei Übertragung unter Lebenden innerhalb der nachfolgenden 19 Jahre an-

teilig zu berichtigen. Für bereits vor dem
 1. 4. 2012 genutzte bzw

. verw
endete Anlagegüter gibt 

es aber eine Übergangsvorschrift, die einen neunjährigen Berichtigungszeitraum
 vorsieht. Bei 

unternehm
erischer N

utzung des Rechtsnachfolgers (z. B. Zinshaus) kann die Vorsteuerberichti-

gung verm
ieden w

erden, indem
 20 %

 Um
satzsteuer zum

 Kaufpreis zusätzlich in Rechnung ge-

stellt w
ird. Da die Um

satzsteuer Teil des Kaufpreises ist, m
uss im

 Kaufvertrag auf diesen Um
stand 

Bezug genom
m

en w
erden.

6. Verkauf von W
aldgrundstücken

Die stillen Reserven aus dem
 stehenden Holz w

erden aufgedeckt und sind zu versteuern.

VII. R
ücktritts rechte

1.  R
ücktritt vom

 Im
m

obiliengeschäft nach § 30 a K
SchG

Ein A
uftraggeber (Kunde), der Verbraucher (§ 1 KSchG) ist und seine Vertragserklärung

 
•

am
 Tag der erstm

aligen Besichtigung des Vertragsobjektes abgegeben hat,

 
•

seine Erklärung auf den Erw
erb eines Bestandrechts (insbes. M

ietrechts), eines sonstigen Ge-

brauchs- oder N
utzungsrechts oder des Eigentum

s gerichtet ist, und zw
ar

 
•

an einer W
ohnung, an einem

 Einfam
ilienw

ohnhaus oder einer Liegenschaft, die zum
 Bau ei-

nes Einfam
ilienw

ohnhauses geeignet ist, und dies

 
•

zur Deckung des dringenden W
ohnbedürfnisses des Verbrauchers oder eines nahen Angehö-

rigen dienen soll,

kann binnen einer W
oche schriftlich seinen Rücktritt erklären.

Die Frist beginnt erst dann zu laufen, w
enn der Verbraucher eine Zw

eitschrift der Vertragserklä-

rung und eine Rücktrittsbelehrung erhalten hat, d. h. entw
eder am

 Tag nach Abgabe der Vertrags-

erklärung oder, sofern die Zw
eitschrift sam

t Rücktrittsbelehrung später ausgehändigt w
orden ist, 
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Eine an den Im
m

obilienm
akler gerichtete Rücktrittserklärung bezüglich eines 

Im
m

obiliengeschäfts gilt auch für einen im
 Zug der Vertragserklärung geschlos-

senen M
aklervertrag.

Die Absendung der Rücktrittserklärung am
 letzten Tag der Frist ( Datum

 des Poststem
-

pels) genügt.

Als Rücktrittserklärung genügt die Übersendung eines Schriftstückes, das eine Vertragser-

klärung auch nur einer Partei enthält, m
it einem

 Zusatz, der die Ablehnung des Verbrau-

chers erkennen lässt.

Dieses Form
ular w

ird Ihnen von der Firm
a

überreicht, w
elche als M

akler tätig ist und durch

Herrn /
 Frau  ......................................................................................................... vertreten ist.

Entsprechend dem
 bestehenden Geschäftsgebrauch kann der M

akler als Doppelm
akler 

tätig sein.

Der M
akler steht m

it dem
 zu verm

ittelnden Dritten in !
 einem

 / !
 keinem

 fam
iliären 

oder  w
irtschaftlichen N

aheverhältnis.

Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch spätestens 6 W
ochen nach Erhalt der Inform

ation über das 

Unterbleiben der W
ohnbauförderung.

Der Erw
erber kann den Rücktritt dem

 Bauträger oder dem
 Treuhänder gegenüber schriftlich 

erklären.

A
usnahm

en vom
 Rücktrittsrecht:

 
•

W
issen oder w

issen m
üssen des Verbrauchers über den N

ichteintritt bei den 

Vertragsverhandlungen.

 
•

Im
 einzelnen ausgehandelter Ausschluss des Rücktrittsrechtes (form

ularm
äßig 

nicht abdeckbar).

 
•

Angem
essene Vertragsanpassung.

4.  D
as R

ücktrittsrecht beim
 B

auträgervertrag nach § 5 B
TVG

M
it dem

 Bauträgervertragsgesetz w
urden Schutzbestim

m
ungen für die Erw

erber von Rechten an 

erst zu errichtenden bzw
. durchgreifend zu erneuernden Gebäuden, W

ohnungen bzw
. Geschäfts-

räum
en geschaffen. Das Gesetz ist nur auf Bauträgerverträge anzuw

enden, bei denen Voraus-

zahlungen von m
ehr als 150,– Euro pro Q

uadratm
eter N

utzfläche zu leisten sind.

D
er Erw

erber kann von seiner Vertragserklärung zurücktreten, w
enn ihm

 der Bauträger 

nicht eine W
oche vor deren Abgabe schriftlich folgendes m

itgeteilt hat:

1. 
den vorgesehenen Vertragsinhalt;

2. 
w

enn die Sicherungspflicht nach § 7 Abs. 6 Z 2 (Sperrkontom
odell) erfüllt w

erden soll, den 

vorgesehenen W
ortlaut der Vereinbarung m

it dem
 Kreditinstitut;

3. 
w

enn die Sicherungspflicht nach § 7 Abs. 6 Z 3 (Bonitätsm
odell im

 geförderten M
ietw

ohnbau) 

erfüllt w
erden soll, den vorgesehenen W

ortlaut der Bescheinigung nach § 7 Abs. 6 Z 3 lit. c;

4. 
w

enn die Sicherungspflicht schuldrechtlich (§ 8) ohne Bestellung eines Treuhänders (Garan-

tie, Versicherung) erfüllt w
erden soll, den vorgesehenen W

ortlaut der ihm
 auszustellenden 

Sicherheit;

5. 
w

enn die Sicherungspflicht des Bauträgers durch grundbücherliche Sicherstellung (§§ 9 und 

10) erfüllt w
erden soll (Ratenplan A oder B), gegebenenfalls den vorgesehenen W

ortlaut der 

Zusatzsicherheit nach § 9 Abs. 4.

Sofern der Erw
erber nicht spätestens eine W

oche vor Abgabe seiner Vertragserklärung die oben 

in Pkt. 1–5 genannten Inform
ationen sow

ie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht schriftlich 

erhält, steht ihm
 ein Rücktrittsrecht zu. Der Rücktritt kann vor Zustandekom

m
en des Vertrages 

unbefristet erklärt w
erden; danach ist der Rücktritt binnen 14 Tagen zu erklären. Die Rücktrittsfrist 

beginnt m
it Erhalt der Inform

ationen zu laufen, jedoch nicht vor Zustandekom
m

en des Vertrages. 

Unabhängig vom
 Erhalt dieser Inform

ationen erlischt das Rücktrittsrecht aber jedenfalls spätes-

tens 6 W
ochen nach Zustandekom

m
en des Vertrages.

Darüber hinaus kann der Erw
erber von seiner Vertragserklärung zurücktreten, w

enn eine von den 

Parteien dem
 Vertrag zugrunde gelegte W

ohnbauförderung ganz oder in erheblichem
 Ausm

aß 

aus nicht bei ihm
 gelegenen Gründen nicht gew

ährt w
ird. Der Rücktritt ist binnen 14 Tagen zu 

erklären. Die Rücktrittsfrist beginnt, sobald der Erw
erber vom

 Unterbleiben der W
ohnbauför-

derung inform
iert w

ird und gleichzeitig oder nachher eine schriftliche Belehrung über das Rück-

trittsrecht erhält.


